
der Staat sonst gegen die oben genannten völkerrecht­
lichen Prinzipien verstieße. Dieses Verbot ist allgemein 
anerkannt. M a k a r o v  zählt die Regelung der Staats­
angehörigkeitsfragen zu jenen Rechtsfragen, die grund­
sätzlich der einzelstaatlichen Zuständigkeit Vorbehalten 
sind. Er argumentiert zutreffend folgendermaßen:

„Aus den allgemeinen Grundsätzen der Völkerrechts­
ordnung, die eine Rechtsordnung der Staatengemein­
schaft ist und daher notwendigerweise berufen ist, 
die Zuständigkeit der Einzelstaaten abzugrenzen, 
folgt unbedingt, daß in allen Angelegenheiten, die 
der staatlichen Souveränität Vorbehalten sind, nur 
der betreffende Staat selbst die Regelung treffen 
darf. Da die Regelung der Staatsangehörigkeitsfragen 
grundsätzlich der staatlichen Souveränität Vorbehal­
ten ist, muß angenommen werden, daß es jedem 
Staat völkerrechtlich untersagt ist, die Regelung der 
Staatsangehörigkeit eines anderen Staates vorzuneh­
men.“12

Gerade darum aber handelt es sich im westdeutschen 
Staatsangehörigkeitsrecht.
Die Völkerrechtswidrigkeit dieses Vorgehens wird nicht 
dadurch geringer, daß die westdeutsche Regierung sich 
hartnäckig weigert, das Bestehen von zwei deutschen 
Staaten anzuerkennen. Die Nichtanerkennung ist ja 
gerade ein wichtiger Bestandteil der gegen die DDR 
gerichteten aggressiven Politik. Auch wenn es an nor­
malen Beziehungen zwischen bestimmten Staaten fehlt, 
sind deren souveräne Rechte und deren Rechtsordnung 
grundsätzlich zu beachten. Diese Verpflichtung wird 
nicht erst durch eine förmliche Anerkennung eines 
Staates begründet, sondern entsteht mit der Effektivi­
tät eines Staates.

Sanktionierung der faschistischen 
Zwangseinbürgerungen
In seinem politisch-juristischen Gehalt kann das west­
deutsche Staatsangehörigkeitsrecht erst voll erfaßt 
werden, wenn sein Verhältnis zu den faschistischen 
Zwangseinbürgerungen in Betracht gezogen wird. Da­
bei wird die Tatsache deutlich, daß sich der west­
deutsche Staat offen mit der faschistischen Unrechts­
praxis gegenüber anderen Staaten und Völkern soli­
darisiert.
Die Verfassungsnorm des Art. 116 Abs. 1 GG, wonach 
Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist, wer die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, bedarf der juri­
stischen Ausdeutung und Demaskierung. Zu dem durch 
Art. 116 Abs. 1 erfaßten Personenkreis zählen alle, die 
im Zuge der faschistischen Eroberungen summarisch 
und zwangsweise eingebürgert wurden. Das Bundes­
verfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom
28. Mai 1952 erklärt:

„Aus der Unwirksamkeit der Annexionen durch das 
Deutsche Reich seit dem 1. Januar 1938 kann aber 
auf Grund der gesamten Umstände nicht die Folge­
rung gezogen werden, daß alle mit den Annexionen 
zusammenhängenden Zwangsverleihungen deutscher 
Staatsangehörigkeit als nichtig zu betrachten seien.“13 

In § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 1955 sind jene 
faschistischen Zwangseinbürgerungsakte aufgezählt, de­
nen die Bundesrepublik Gültigkeit zuspricht1''. In allen 
diesen Fällen handelte es sich um völkerrechtswidrige

12 Makarov, Allgemeine Lehren des Staatsangehörigkeitsrechts, 
Stuttgart 1962, S, 58.
13 BVerfGE Bd. 1 S. 330.
И § 1 Abs. 1 des Gesetzes lautet:
„Die deutschen Volkszugehörigen, denen die deutsche Staats­
angehörigkeit auf Grund folgender Bestimmungen verliehen 
worden 1st:
a) Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und der Tschecho­
slowakischen Republik über Staatsangehörigkeits- und Op­
tionsfragen vom 20. November 1938 (Reichsgesetzbl. II S. 895),
b) Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und der Republik

Zwangseinbürgerungen. Das trifft auch für jene Akte zu, 
die in die Form eines völkerrechtlichen Vertrages geklei­
det waren. Solche Verträge waren nur die juristische 
Hülle für ein brutales Diktat des imperialistischen 
deutschen Staates15. Entscheidend ist nicht die Form, 
in der I die Zwangseinbürgerung erfolgte, sondern die 
Tatsache, daß sie Bestandteil der faschistischen Aggres­
sionsmaßnahmen und Germanisierungspolitik war. Das 
gilt sowohl für die Zwangseinbürgerungen, die im Zu­
sammenhang mit fremden Gebietseroberungen nach 
dem Ausbruch des zweiten Weltkrieges vorgenommen 
wurden, als auch für die der unmittelbaren Kriegs­
vorbereitung dienenden Aktionen gegen Österreich 
und die Tschechoslowakei.
Regelungen auf dem Gebiet der Staatsangehörigkeit, 
denen Aggressionsakte zugrunde liegen und die auf 
deren Bestätigung gerichtet sind, können keine Rechts­
gültigkeit beanspruchen; sie sind selbst völkerrechts­
widrig. Daraus ergibt sich der rechtliche Schluß, daß 
die faschistischen Zwangseinbürgerungen von Anfang 
an nichtig sind.
Von diesem Standpunkt ließ sich auch die damalige 
Aliierte Hohe Kommission für Deutschland leiten. Im 
Gesetz Nr. 12 über die Nichtigkeit von nationalsozia­
listischen Rechtsvorschriften über Staatsangehörigkeit 
vom 17. November 1949 (Amtsblatt der AHK 1949
S. 36) entschied sie über nazistische Vorschriften, die 
sich auf französische und luxemburgische Staatsbürger 
bezogen und durch die diesen Personen bzw. Perso­
nengruppen unter Verletzung der Grundsätze des 
Völkerrechts die deutsche Staatsangehörigkeit aufge­
zwungen worden war. Das Gesetz Nr. 12 stellte fest, 
„daß die Reichsverordnung vom 23.8. 1942 (RGBl. I
S. 533) und der Erlaß des Führers vom 19.5.1943 
(RGBl. I S. 415), soweit sie die zwangsweise Übertra­
gung der deutschen Staatsangehörigkeit auf französi­
sche und luxemburgische Staatsangehörige zum Gegen­
stand haben, von Anfang an nichtig und rechtsunwirk­
sam gewesen sind“.
Im Gegensatz dazu gehen die westdeutsche Gesetzge­
bung und Praxis, wie aus dem Staatsangehörigkeits­
regelungsgesetz von 1955 ersichtlich ist, davon aus, daß 
die Zwangseinbürgerungen im Osten, d. h. vor allem 
auf dem Territorium der UdSSR und der jetzigen 
volksdemokratischen Staaten, rechtliche Wirkungen 
ausgelöst haben, die noch heute andauern. Die politi­
sche Absicht dieser Regelung ist offensichtlich: In 
ihr äußert sich und mit ihr stimuliert der westdeutsche 
Imperialismus sein Streben nach Revanche111.

Litauen über die Staatsangehörigkeit der Memelländer vom 
8. Juli 1939 (Reichsgesetzbl.il S. 999),
c) Verordnung über den Erwerb der deutschen Staatsange­
hörigkeit durch frühere tschechoslowakische Staatsangehörige 
deutscher Volkszugehörigkeit vom 20. April 1939 (Reichsgesetz­
blatt I S. 815) in Verbindung mit der Verordnung zur Rege­
lung von Staatsangehörigkeitsfragen gegenüber dem Protek­
torat Böhmen und Mähren vom 6. Juni 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 308),
d) Verordnung über die Deutsche Volksliste und die deutsche 
Staatsangehörigkeit in den eingegliederten Ostgebieten vom
4. März 1941 (Reichsgesezbl. I S. 118) in der Fassung der Zwei­
ten Verordnung über die Deutsche Volksliste und die deutsche 
Staatsangehörigkeit in den eingegliederten Ostgebieten vom 
31. Januar 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 51),
e) Verordnung über den Erwerb der Staatsangehörigkeit ln 
Gebieten der Untersteiermark, Kärntens und Krains vom 
14. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 648),
f) Verordnung über die Verleihung der deutschen Staatsange­
hörigkeit an die in die Deutsche Volksliste der Ukraine ein­
getragenen Personen vom 19. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I
5. 321),
sind nach Maßgabe der genannten Bestimmungen deutsche 
Staatsangehörige geworden, es sei denn, daß sie die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch ausdrückliche Erklärung ausgeschla­
gen haben oder noch ausschlagen.“
15 Dies wurde überzeugend in dem Strafverfahren gegen 
Globke nachgewiesen. Vgl. dazu OG, Urteil vom 23. Juli 1963 
- 1 Zst (I) 1/63 - NJ 1963 S. 449 ff. (481 ff.).
16 Aus diesem Grunde ist die Bonner Regierung auch nicht 
zu der Erklärung bereit, daß das Münchner Abkommen von
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